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Herman Freudenberger zählt zu je-
nen US-amerikanischen Wirtschafts-
historikern, die sich um die Erforschung
der ökonomischen Entwicklung der
Habsburgermonarchie besonders ver-
dient gemacht haben. In seinem Vor-
wort weist der Autor darauf hin, dass
Studien aus fünf Jahrzehnten in das
vorliegende Werk eingeflossen seien.
Freudenberger wählte für sein opus
magnum einen komparativen und inter-
disziplinären Zugang. Ansätze aus
Volkswirtschaftslehre, Politikwissen-
schaft und Soziologie werden heran-
gezogen, um die komplexen wirt-
schaftlichen Entwicklungsprozesse in
den Alpenländern und in den Böhmi-
schen Ländern (Böhmen, Mähren und
Schlesien), auf die sich Freudenberger
konzentriert, zu untersuchen. Häufig
vergleicht er die ökonomischen Verän-
derungen in diesen Teilen Cisleitha-
niens mit jenen in anderen Teilen West-
europas, insbesondere in Deutschland.

1. Die Kernthesen

Freudenbergers Hauptthese besteht
darin, dass sich Österreich gegen En-
de des 18. Jahrhunderts - und selbst
noch 1810 - auf Grund der institutio-
nellen Reformen und der Wirtschafts-
politik von Maria Theresia und Joseph
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11. sowie der Initiativen zahlreicher ri-
sikobereiter, innovationsfreudiger in-
und ausländischer Unternehmerper-
sönlichkeiten in einer verglichen mit
Preußen und anderen Regionen West-
europas (mit Ausnahme Englands)
günstigen wirtschaftlichen Position be-
funden habe. In den zehner und zwan-
ziger Jahren des 19. Jahrhunderts sei
dieser ökonomische Schwung, wie
schon der Titel sagt, verloren gegan-
gen, und Österreich habe den An-
schluss an die wirtschaftlich führenden
Länder Kontinentaleuropas eingebüßt.

Der Verfasser unterscheidet somit
drei Entwicklungsabschnitte: Eine Pha-
se rascherer wirtschaftlicher Entwick-
lung habe nach dem Österreichischen
Erbfolgekrieg begonnen und - wenn-
gleich mehrmals unterbrochen durch
mehr oder weniger starke kurzfristige
Rückschläge - bis 1810 oder 1815 an-
gehalten. Gefolgt sei eine Periode der
Verlangsamung und Reorganisation ab
1811 bzw. spätestens 1816, die - re-
gional unterschiedlich - bis ca. 1825
oder bis in die frühen dreißiger Jahre
gewährt habe. Danach sei erneut eine
Beschleunigung des Wachstums ein-
getreten.

Freudenberger legt den Schwerpunkt
seiner Studie nicht auf die Ressour-
cenausstattung der Habsburgermo-
narchie, sondern auf die Initiativen von
Schlüsselakteuren in der obersten Bü-
rokratie und in der Unternehmerschaft.
Im Kapitel 2 des Abschnitts I und im 11.
Abschnitt befasst er sich mit der staat-
lichen Wirtschaftspolitik, d. h. mit der
Gestaltung der institutionellen Rah-
menbedingungen wirtschaftlichen Han-
delns, mit Infrastrukturpolitik und staat-
lichen Interventionen in den privaten
Sektor.

Im Mittelpunkt stehen dabei die Ver-
suche der aufgeklärten Herrscher Ma-
ria Theresia und Joseph 11. sowie der

485



Wirtschaft und Gesellschaft

liberal gesinnten Bürokratie in der Fol-
gezeit, die verkrusteten institutionellen
Strukturen aufzubrechen, insbesonde-
re im Hinblick auf das Verhältnis zwi-
schen adeligen Grundherren und leib-
eigener Bauernschaft sowie im Bereich
des Gewerbes. Alles in allem stellt
Freudenberger einen graduellen Wech-
sel der Ausrichtung der Wirtschaftspo-
litik fest: von einem eher interventionis-
tischen Kurs in den 1750er und 1760er
Jahren zu einem liberaleren Kurs, weI-
cher sich die Überwindung der adeli-
gen und zünftischen Privilegiengesell-
schaft und die Etablierung des Rechts-
staats zum Ziel setzte.

Abschnitt 111 schließlich beschäftigt
sich mit den gewerblich-industriellen
Gründungsaktivitäten, Investitionsent-
scheidungen und Innovationen von
Unternehmerpersönlichkeiten aus den
Reihen der Kaufmannschaft, der Hand-
werker, der Bankiers und insbesonde-
re des Adels.

2. Die theresianischen Reformen

Der Verlust Schlesiens bot den An-
lass für die umfassenden theresiani-
schen Reformen. Die nachhaltige Fi-
nanzierung der für die Rückgewinnung
Schlesiens und die Erhaltung des
Großmachtstatus erforderlichen ste-
henden Armee setzte eine erhebliche
Steigerung der Steuereinnahmen vo-
raus. Diese wiederum, so eine der
zentralen Erkenntnisse der Kameralis-
ten, hing von einer florierenden Wirt-
schaft ab, insbesondere von einer pro-
sperierenden Bauernschaft.

Die Schaffung eines starken Zentral-
staates war für die merkantilistische Po-
litik Mittel und Endzweck zugleich.
Schwerpunkte des theresianischen Re-
formprogramms bildeten die Steuer-
politik, die Entlastung der Bauernschaft
durch eine Neuordnung der juristischen
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und ökonomischen Beziehungen zwi-
schen Grundherren und abhängigen
Bauern sowie die Gewerbepolitik, wei-
che auf die Zurückdrängung der Zünf-
te und die Gestaltung günstiger Rah-
menbedingungen für innovative ge-
werblich-industrielle Unternehmer ab-
zielte. Das Reformtempo, das die Herr-
scherin und ihre Berater einschlugen,
war maßvoll: "Maria Theresia seemed
to understand intuitively that every
change upset an old equilibrium and re-
quired aperiod of response and ad-
justment for a new one to be formed."
(S.27)

Die Steuerpolitik stand vor den
schwierigen Aufgaben, die unüber-
schaubare Vielfalt von Abgaben (51
verschiedene in den 1780er Jahren)
einzudämmen, für die Einhebung nach
klaren, vorhersehbaren und nachprüf-
baren Regeln zu sorgen und die Steu-
erlast gerechter zu verteilen: Nach gel-
tendem Recht konnten Steuern nur auf
das Pachtland der Bauern, nicht auf
das Eigenland der Grundherren erho-
ben werden. "Until the end of the eigh-
teenth century the noble landowners ...
had in essence been able to shift the
total burden of taxation to their pea-
sants. At the same time they conside-
red it as a basic prerogative, which they
often misused, to assign and collect ta-
xes from their subordinate subjects."
(S. 72) Wenn auch diese ambitiösen
Ziele nur ansatzweise erreicht werden
konnten, wurde doch die Grundlage für
den modernen Steuerstaat gelegt. Zu-
dem begünstigten die steuerpolitischen
Maßnahmen die Ausbreitung der Geld-
wirtschaft auf Kosten der Naturalwirt-
schaft.

2.1 Die Bürde der Bauern

Ausführlich geht Freudenberger auf
die Lage der Bauernschaft ein, welche
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die Bevölkerungsmehrheit stellte. ("Der
Anteil der in der Landwirtschaft Be-
schäftigten an der erwerbstätigen Be-
völkerung insgesamt lag 1790 bei 75
Prozent ... ,,1) In der bestehenden
Zwangsjacke der Leibeigenschaft be-
standen für die Bauern so gut wie kei-
ne Leistungsanreize. Sie unterlagen
teilweise willkürlicher Besteuerung (in
Form von Natural- und Geldabgaben,
Robot, An- und Verkaufszwang an den
Grundherren, Zehent), und Übergriffe
von Grundherren, die PachtsteIlen ih-
rem Eigenland zuschlugen, waren nicht
selten.

Freudenberger fasst die deplorable
Situation der abhängigen Bauern und
ihre ökonomischen Konsequenzen kurz
und prägnant zusammen: "A repressi-
ve regime such as this left little if any
other option for the peasants, the
overwhelming majority of the Austrian
taxpayers, than to stoically eke out a
minimal existence. Among other things,
this meant that the peasantry qua
consumers could not function weil as a
catalyst for economic development. Un-
able to put aside anything for future
contingencies or for ,middling' consu-
mer goods, and fearful that any surplus
would swiftly be taxed away, the pea-
sant family listlessly produced its re-
quired goods." (S. 75) "... the peasant-
taxpayer was left in a position of per-
manent desperation with the awful
question constantly in his mind: would
he be able to retain enough for his and
his family's continued existence?" (S.
74) Robot stellte nicht nur eine extre-
me Belastung der Bauern, sondern
auch eine höchst ineffiziente Form der
Arbeitsleistung dar: Zeitgenossen
schätzten das Ergebnis der Zwangsar-
beit auf ein Drittel bis die Hälfte des Er-
trags von Lohnarbeit. "In short, the
Austrian tax system contributed great-
Iy to reducing the potential output be-
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low what should have been possible,
even without devising a more promising
incentive structure or improving the
technology." (S. 76)

Aber selbst in Abwesenheit eines
derart konfiskatorischen Steuersystems
wären die Bauern rein physisch nicht
zu erheblichen Mehrleistungen in der
Lage gewesen. Freudenberger schätzt,
dass in den 1780er Jahren in Öster-
reich nur rund 2.000 kcal an Ernährung
pro Kopf und Tag zur Verfügung stan-
den: "... the Bohemian and Austrian pe-
asants ... were in no condition to pro-
duce much of an excess energy be-
yond a subsistence level without which
long term economic growth would be
extremely difficult." (S. 45)

Die Reformen unter der Regierung
Maria Theresias untergruben die Insti-
tution der Leibeigenschaft in erhebli-
chem Ausmaß. In den 1770er Jahren
wurden für die Länder verschiedene
Gesetze verabschiedet, welche die Ab-
gaben und sonstige Verpflichtungen,
insbesondere die Arbeitsleistungen, der
Bauern regelten und deren Rechte fest-
legten. Noch weiter gingen die Refor-
men Josephs 11. (v. a. Leibeigen-
schaftspatent, Untertanen patent und
Strafpatent 1781), doch die in atembe-
raubendem Tempo und ohne Rücksicht
auf mögliche Umsetzungsschwierig-
keiten beschlossenen Maßnahmen
stießen auf den heftigen Widerstand
der adeligen Grundbesitzer. Nach 1790
konnte der Adel viele der in den acht-
ziger Jahren dekretierten Reformen
rückgängig machen.

Obwohl die Neuordnung der Bezie-
hungen zwischen Grundherren und
Bauern, die von Maria Theresia einge-
leitet wurde, erst im Revolutionsjahr
1848 zur Vollendung gelangte, verbes-
serte sich die wirtschaftliche Lage der
Bauern bereits in den ersten Jahr-
zehnten des 19. Jahrhunderts: Gemäß
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Sandgruber (1978) stieg die Pro-Kopf-
Produktion im Ackerbau in den Alpen-
ländern zwischen 1789 und 1841 um
0,4% p. a. Und die verfügbare Nah-
rungsmittelproduktion pro Kopf und Tag
erhöhte sich in Österreich bis 1830 auf
ca. 3.000 kcal.

Das Gesamtresümee Freudenber-
gers über den Zustand und die Ent-
wicklung der Landwirtschaft in Öster-
reich während der Beobachtungspe-
riode fällt jedoch eher düster aus: "AI-
together, however, the level of agricul-
tural production was not very robust
throughout the nineteenth century and
economic development during the pe-
riod 1750-1840 could not have been
greatly helped by the agricultural sec-
tor." (S. 55)

2.2 Wirtschaftspolitik für Gewerbe
und Industrie

Die Wirtschaftspolitik in der Zeit Ma-
ria Theresias und Josephs 11. zur För-
derung gewerblich-industrieller Akti-
vitäten in Österreich umfasste erstens
grundlegende institutionelle Reformen,
v. a. im Bereich der Gewerbeordnung
und des Zollwesens, zweitens Infra-
strukturpolitik (Verkehr, Bildung) und
drittens eine Vielzahl von Interventio-
nen im privaten Sektor (direkte und in-
direkte Wirtschaftsförderungen, Sank-
tionen, öffentliche Investitionen).

Eines der Hauptziele der Gewerbe-
politik war das Zurückdrängen der
Zünfte, die als wesentliches Hindernis
für neue Produktionsverfahren und Or-
ganisationsformen erkannt wurden.
Insbesondere die technisch fortge-
schrittenen Produktionszweige und die
Exportindustrien sollten von den Zunft-
fesseln möglichst weitgehend befreit
werden. Schon ab den 1720er Jahren
wurden Maßnahmen gesetzt, welche
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darauf abstellten, die Zahl der legal
außerhalb der Zünfte agierenden
Handwerker und Gewerbetreibenden
(Ausländer, Störer, Personen mit
Schutzdekret, Hof- und Herrenbefrei-
te) zu erhöhen. Die Gewerbeordnung
von 1754 unterteilte in Polizeigewerbe,
die für den lokalen Absatz arbeiteten,
und Kommerzialgewerbe, die für die
überregionalen und Exportmärkte pro-
duzierten, wobei für Letztere zünftische
Konkurrenzbeschränkungen fast be-
seitigt wurden. Zu den in der Folge
ganz freigegebenen Gewerben zählten
vor allem die Textilgewerbe. Die Poli-
zeigewerbe blieben viel stärker den
zünftischen Beschränkungen unter-
worfen. Unter Joseph 11.hörten zwar
die Bestätigungen der Zunft- und Hand-
werksordnungen auf, zu einer Reform
des Gewerbewesens kam es aber
nicht. Erst 1809 folgte eine weitere we-
sentliche Ausweitung der Industrialfrei-
heit, welche die Kommerzialgewerbe
zum Regelfall machte, während die Po-
lizeigewerbe taxativ festgelegt wurden.

Die ökonomische Integration Öster-
reichs wurde durch Zollmauern und un-
zureichende Verkehrsverbindungen
behindert. 1775 fielen die Binnenzölle
zwischen den meisten der österreichi-
schen Länder (Ausnahmen: Tirol, Vor-
arlberg, Istrien). Die Verkehrspolitik
sorgte für den Ausbau des Straßen-
netzes, einige Kanalbauten und die ver-
besserte Schiffbarkeit der Flüsse. Trotz
all dieser Maßnahmen bildete Öster-
reich, so Freudenberger, auch in den
1830er Jahren noch keinen einheit-
lichen Markt. Der Verfasser hebt in die-
sem Zusammenhang hervor, dass der
Deutsche Zollverein ein Ergebnis des
Zusammenwirkens der kleinen süd-
deutschen Staaten und des Drucks von
Unternehmerseite war, während die
österreichische Zollunion von oben de-
kretiert wurde.
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Eingriffe in den privaten Sektor er-
folgten vor allem mit der Absicht, junge
und/oder importsubstituierende bzw.
exportorientierte Industriezweige zu för-
dern. Die Maßnahmen reichten von
Subventionen, temporären Monopolen,
Schutz gegen Zünfte, Befreiung von
Importabgaben und Förderung der Zu-
wanderung von Fachkräften bis zu
Kaufzwang, Importverboten, Schutz-
zöllen und Sanktionen bei Nicht-Ein-
führung von technischen Neuerungen.
Im Laufe des 18. Jahrhunderts ver-
schob sich die Ausrichtung der Indust-
rieförderung tendenziell von direkten zu
indirekten Maßnahmen. "These inter-
ventions are evidence that the govern-
ment played a significant role in the
process of industrialization in the Habs-
burg monarchy, as it did elsewhere
such as in Prussia." (S. 112)

3. Die Kriegsperiode 1790-1815

Der ökonomischen Entwicklung
Österreichs in der von Kriegen ge-
prägten Periode zwischen 1790 und
1815 widmet Freudenberger im vorlie-
genden Band keine besondere Auf-
merksamkeit. Alles in allem vertritt er
jedenfalls die Ansicht, dass der
Schwung, den die österreich ische Wirt-
schaft ab der Mitte des 18. Jahrhun-
derts erreicht hatte, auch während der
folgenden Phase anhielt: "I ... hypothe-
size that the monarchy had achieved a
considerable economic momentum, en-
ding probably in 1811 with the state
bankruptcy of that year - a bankrupt-
cy directly connected with the financing
of the Napoleonic wars." (S. 18)

Auch Sandgruber beurteilt die wirt-
schaftliche Entwicklung zwischen dem
Tode Josephs 11. und dem Wiener
Kongress im Großen und Ganzen po-
sitiv: "Die österreich ische Wirtschaft
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erfuhr im ausgehenden 18. Jahrhun-
dert eine erste industrielle Wachs-
tumsphase, die sich mit Unterbre-
chungen auch während der Napoleo-
nischen Kriege fortsetzte. Inflation und
Kontinentalsperre erzeugten eine In-
dustrialisierungs- und GründungsweI-
le, für die die binnenländische Nach-
frage zur entscheidenden Variablen
wurden.,,2 Ähnlich Rumpier: "Kriegs-
konjunktur, Inflation und Kontinental-
sperre waren Ausgangspunkt jener
Gründungswelle, mit der in Österreich
das Industriezeitalter begann.,,3 Die
meisten Autoren heben die Ambiva-
lenz hervor: Positiven Aspekten wie
der Gründungswelle, dem Aufblühen
der Baumwoll-, der Wollwaren- und
der Seidenindustrie unter dem Schutz
der Kontinentalsperre und der libera-
lisierung der Gewerbeordnung sowie
zahlreichen punktuellen technischen
und organisatorischen Innovationen in
Industriebetrieben standen, so David
Good in seinem Standardwerk,4
schwere Rückschläge für die Export-
branchen Glas und Leinen sowie für
die Eisenindustrie gegenüber. Der
Techniktransfer aus England kam ins
Stocken, wodurch sich der Rückstan
Österreichs gegenüber dem fortge-
schrittensten Industrieland zweifellos
vergrößerte.

Merkwürdig ist, dass Freudenberger
den "Staatsbankrott" 1811 als Wende-
punkt von der Wachstumsphase zur
Stagnation bezeichnet, erlebte die
österreich ische Wirtschaft, insbeson-
dere Niederösterreich, doch nach der
Stabilisierungskrise 1812 in den Jah-
ren 1813-15 einen von Krieg, Kongress
und Inflation getriebenen Aufschwung.
Erst 1816 kam es zum völligen Kollaps
der Wirtschaft. "Der Friede ... beende-
te für Österreich nicht nur eine große
Kriegsperiode, sondern auch die erste
Epoche bürgerlicher Prosperität."s
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4. Stagnation und Konsolidierung

Die Phase von (1811 bzw.) 1816 bis
mindestens Mitte der 1820er Jahre und
längstens Ende der 1830er Jahre wa-
ren von wirtschaftlicher Stagnation ge-
kennzeichnet. Zugleich erfolgten jedoch
wichtige institutionelle Reformen und
breiteten sich technische und organi-
satorische Innovationen aus, wodurch
die Grundlagen für die folgende
Wachstumsphase geschaffen wurden.

Die Ursachen der wirtschaftlichen
Krise waren vielfältig:
)i>- Die schlechten bzw. katastrophalen
Ernten der Jahre 1814-17 lösten eine
Hungersnot und die letzte große Krise
alten Typs aus.
)i>- Diese überlagerten sich mit den
Nachwehen des Krieges und der Wäh-
rungsstabilisierung. De facto bedeute-
te der sog. "Staats bankrott" von 1816
die Entwertung des für die Kriegsfi-
nanzierung gedruckten Papiergeldes.
Die Aufgabe der Einlösung des enor-
men Überhangs an Papiergulden wur-
de der neu gegründeten Österreichi-
schen Nationalbank übertragen. Das
Ziel einer gefestigten Währung wurde
freilich erst 1820/21 erreicht.
)i>- Die Stabilisierungskrise wurde im in-
dustriell-gewerblichen Bereich ver-
schärft durch das nach Ende der Kon-
tinentalsperre erneute Wirksamwerden
der Konkurrenz englischer Produkte.
)i>- Die zahlreichen Zusammenbrüche
von Industrieunternehmen und Banken
während dieser Stabilisierungs- und
Anpassungskrise hatten tief greifende
psychologische Folgen: Der Enthusi-
asmus für Erweiterungsinvestitionen
und Neugründungen von Betrieben und
die Grundstimmung des Optimismus
mit ihren sich selbst erfüllenden Pro-
phezeiungen waren für geraume Zeit
dahin. Viele adelige Investoren zogen
sich aus der Industrie zurück bzw. re-
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duzierten ihre Beteiligungen oder be-
schränkten sich auf Betriebe auf Ei-
genland, was zweifellos negative Kon-
sequenzen für den Industrialisierungs-
verlauf hatte.
)i>- Anders als in Preußen lösten die
schweren militärischen Niederlagen ge-
gen Frankreich keinen grundlegenden
und umfassenden Reformschub aus.
Die Wirtschaftspolitik unter Franz 11. (I.)
war geprägt von Unsicherheit und
Schwanken.

Zu den wichtigen punktuellen institu-
tionellen Reformschritten zählten die
Einführung des Bürgerlichen Gesetz-
buches 1812; die Gründung des Poly-
technischen Instituts in Wien 1815; die
Neuordnung der Grundsteuer auf der
Basis des "Stabilen Katasters" von
1817, die freilich auf Grund vieler
Widerstände erst in den 1830er Jahren
umgesetzt werden konnte; und das Pa-
tentgesetz von 1820. Das ABGB war
eine Art Grundrecht des privatrecht-
lichen Liberalismus, verankerte es doch
neben dem Schutz der Freiheit der Per-
son jenen der Freiheit des Eigentums.
Derartige Reformen werden von den
verschiedenen Schulen der Institutio-
nenökonomie als wesentliche Voraus-
setzungen wirtschaftlicher Entwicklung
hervorgehoben, reduzierten sie doch
Risken und Unsicherheiten privater Ak-
teure: "Such an institutional arrange-
ment benefits an economy by specify-
ing property rights and reducing trans-
action costs of various types." (S. 66)
Österreich wurde im Vormärz noch kein
Verfassungsstaat, aber es wandelte
sich zum Rechtsstaat, tat den großen
Schritt ins bürgerliche Zeitalter. "Oddly
enough for a ,reactionary' state, many
barriers to economic growth had been
eliminated in the Austrian empire by
1830 and the institutional foundations
had been laid for the potential industri-
alization of the country." (S. 20)



29. Jahrgang (2003), Heft 3

5. Nachhaltiges Wachstum

In jüngerer Zeit scheint unter den
Wirtschaftshistorikern weitgehend Ei-
nigkeit darüber zu bestehen, dass
nachhaltiges Wirtschaftswachstum in
Österreich etwa zwischen 1825 und
1835 einsetzte. Gemäß Freudenberger
gewann die österreich ische Wirtschaft
erst um 1835 neuen Schwung. So wie
Alois Brusatti, Herbert Hassinger, Na-
chum Gross, Richard Rudolph und Gus-
tav Otruba6 sieht er die 1830er Jahre
als "originating period of Austrian in-
dustrialization" (S. 18), als "staging
ground for a new and more powerful
forward thrust in Austria's economic de-
velopment" (S. 19). Für Franz Baltza-
rek und John Komios? setzte modernes
Wirtschaftswachstum bereits um das
Jahr 1825 ein. Ebenso urteilt Roman
Sandgruber: "Das Jahrfünft nach 1825
wird häufig als der eigentliche Beginn
der österreichischen Industrialisierung
bezeichnet, als der erste Aufschwung,
der nicht sofort von einer Periode der
Stagnation wieder zunichte gemacht
wurde .... Zwischen 1825 und 1829
fand in der Textil- und Eisenindust-
rie eine beträchtliche Produktionsaus-
weitung statt. ... Die Zeitspanne zwi-
schen 1825 und 1844 stellte eine rela-
tiv lange Aufschwungphase dar, die von
vergleichsweise geringen konjunkturel-
len Krisen unterbrochen war."a

6. Unternehmerische Initiativen

Besonders interessant sind Freu-
denbergers Ausführungen über die In-
itiativen bedeutender Unternehmer-
persönlichkeiten während der Beobach-
tungsperiode. Spezielle Aufmerksam-
keit widmet er Adeligen in der Rolle ge-
werblich-industrieller Unternehmer (Ka-
pitel 8): "They were without question an
important contributing force to Austrian
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economic development from the 1750s
to the 1830s." (S. 243) Mehr als ihre
Standesgenossen in den meisten an-
deren westeuropäischen Ländern wa-
ren die grundbesitzenden Aristokraten
in den Alpen- und den Böhmischen
Ländern im nicht-landwirtschaftlichen
Bereich unternehmerisch tätig. Dieses
starke Engagement ging nicht zuletzt
auf erheblichen Druck seitens des
Hauses Habsburg im 18. Jahrhundert
zurück, wie Freundenberger betont.

Sieht man von den Aktivitäten der
Schwarzenberg'schen Investitionsbank
ab, fanden diese Investitionen in der
Regel auf den ländlichen Gütern der
Adeligen statt. Dort waren mehr oder
weniger brachliegende Rohstoffe (wie
Holz, Erze) und (meist saisonal) unter-
ausgelastete Arbeitskräfte verfügbar.

Die Abgelegenheit dieser Standorte
bildete jedoch ein entscheidendes
Manko: "In the absence of good sys-
tems of transportation and communi-
cation these manorial enterprises could
only make comparatively weak contri-
butions to the industrialization of the
monarchy in the first half of the nine-
teenth century." (S. 243) In den 1810er
Jahren schränkten - wie erwähnt - vie-
le Aristokraten ihre industriellen Enga-
gements ein.

Sehr anschaulich kann anhand der
Berichte Freudenbergers über die
unternehmerischen Aktivitäten der
ausgesuchten Adeligen die Entwick-
lung der Organisation gewerblich-(pro-
to)industrieller Produktion verfolgt wer-
den. Auf den ländlichen Gütern der in-
dustriell tätigen Aristokraten fanden
sich im 18. und im frühen 19. Jahrhun-
dert - stark vereinfachend - v. a. zwei
Organisationsformen, die eine Koppe-
lung landwirtschaftlicher und gewerb-
lich-(proto)industrieller Tätigkeiten er-
möglichten: 1.) Die Angehörigen von
Bauernfamilien waren als Heimarbei-
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terlnnen im Rahmen eines Verlagssys-
tems tätig. 2.) Adelige Grundbesitzer
beschäftigten ihre abhängigen Bauern
in ihren Protofabriken als Lohnarbeiter,
wobei auch Zwang im Spiel war. Beide
Organisationsformen werden dem Be-
griff "Protoindustrialisierung" zugeord-
net.

Im 18. Jahrhundert existierten auch
Unternehmen, welche verlagsmäßig
organisierte ländliche Heimarbeit mit
einer großen, zentralisierten Produk-
tionsstätte (Manufaktur, Protofabrik)
kombinierten. Das bekannteste Beispiel
hiefür ist die Linzer Wollmanufaktur,
welche einschließlich der Peripherie
zeitweilig 45.000 Beschäftigte hatte.
Sandgruber schreibt über den bäuer-
lichen Weg in den Kapitalismus, den
Mitteleuropa - im Unterschied zu Eng-
land - einschlug, "in welchem der tra-
ditionelle agrarische Familienbetrieb
und die gewerbliche kleine Warenpro-
duktion komplexe Beziehungen mit
dem sich entwickelnden Kapitalismus
eingingen".9

Freudenberger betont die vielfältigen
Lerneffekte, die von protoindustriellen
Arrangements ausgingen: "Viewed
from a long-run development perspec-
tive, these types of working arrange-
ments could contribute to the process
of learning how to operate more within
market relationships and becoming
used to work discipline, both important
elements of the process of industriali-
zation." (S. 42) Hinzu kam organisato-
risches Lernen der Unternehmer und
leitenden Angestellten, welches aus
dem Umgang mit den logistischen
Problemen eines großflächigen Ver-
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lagssystems, möglicherweise in Ver-
bindung mit einer zentralen Produk-
tionsstätte, resultierte.

Abschließend sei der Hoffnung Aus-
druck gegeben, dass bald eine deut-
sche Übersetzung dieses wichtigen
Werks erscheinen möge.

Michael Mesch
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2 Sandgruber (1995) 177.
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9 Ebendort 174.
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